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Auto und Umwelt 


Die achtziger Jahre sind zu einem Jahrzehnt der globalen Umweltzerstö- 
rung geworden. Die 1983 erstmals registrierten großflächigen Waldschä- 
den sind weltweit nachweisbar. Die Ausdünnung der Ozonschicht, zuerst 
ün Jahr 1985 festgestellt, liegt inzwischen bei zwei bis zehn Prozent pro 
Jahr. Immer wichtiger werden die Probleme der schleichenden Aufhei- 
zung der Erdatmosphäre durch den übermäßigen Ausstoß von Kohlen- 
dioxid sowie änderen Luftschadstoffen und das Problem der Bodenver- 
giftung. An all diesen Entwicklungen ist der Verkehrssektor entschei- 
dend beteüigt. Immerhin stammen rund 

— 75 Prozent der Kohlenmonoxide, 

— 60 Prozent der Stickoxide, 

— 50 Prozent der organischen Verbindungen und 

— 26 Prozent des End-Energieverbrauchs und 20 Prozent der das Klima 
verändernden Kohlendioxide 

aus den Emissionen des Verkehrsbereichs. 

Zu diesen Umweltbelastungen durch Luftschadstoffe kommen die hohen 
Unfallzahlen des Verkehrsbereichs, Lärmbelästigungen, ein großer Flä- 
chenverbrauch und ein von Jahr zu Jahr anwachsender Abfallberg durch 
ausrangierte Fahrzeuge. Verursacher ist jeweils mit über 90 Prozent der 
Straßenverkehr. 

Fünf Jahre nach den ersten Luxemburger Abgasbeschlüssen und dem 
Beginn des Einführungskonzepts für den Schadstoff armen Pkw ist es Zeit, 
Büanz zu ziehen. Welche umweltpolitischen Resultate sind zu verzeich- 
nen? Was ist noch zu tun? 


Der Umweltschutz im Verkehr ist ein Schwerpunkt der Pohtik der 
Bundesregierung. Nach Auffassung der Bundesregierung müssen 
die vom Verkehr verursachten Belastungen für Mensch und Um- 
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weit auch bei steigendem Verkehrsaufkommen abgebaut werden. 
Die Akzeptanz des Verkehrs wird mehr und mehr eine Frage seiner 
Umweltverträglichkeit und Sicherheit. 

Dies bedeutet insbesondere: 

— Die Verkehrssysteme Straße, Schiene, Wasser und Luft müssen 
stärker in Transportketten integriert werden. 

— Verkehrssysteme und Infrastruktur müssens so umweltfreund- 
lich und sicher wie möglich gemacht werden. 

— Die umweltfreundlichen Verkehrsträger müssen gestärkt, ins- 
besondere die Wettbewerbsposition der Schiene muß verbessert 
werden. 

— Der öffentliche Personennahverkehr muß ausgebaut werden. 

Dieses integrierte Gesamtkonzept ist die konsequente Fortsetzung 
der Politik der Bundesregierung. Sie hat insbesondere im Bereich 
der technischen Maßnahmen beachthche Erfolge gezeigt. In der 
EG wurde der Katalysator und das bleifreie Benzin durchgesetzt. 
Mit der EG-weiten Einführung bleifreien Benzins wurde auch für 
die übrigen europäischen Staaten die notwendige Voraussetzung 
zur Durchsetzung des Katalysators geschaffen. Dies wird zu einem 
bedeutenden Rückgang der Schadstoffemissionen führen. Auch 
bei den Lärmanforderungen sind deutliche Fortschritte erzielt wor- 
den. So sind 10 Lkw des Jahrgangs 1990 nicht lauter als 1 Lkw des 
Jahrgangs 1980. Wesenthches Ziel für die Zukunft ist die Minde- 
rung der C02-Emissionen. 

Die Antworten auf die Große Anfrage beschränken sich auf die 
Bundesrepublik Deutschland ohne den beigetretenen Teü, da ver- 
läßhche Basisdaten noch nicht vorhegen. 

Die Einzelfragen der Großen Anfrage werden wie folgt beantwor- 
tet: 


1. Entwicklimg der Straßenverkehrsemissionen 

a) Um wie viele Tonnen jährlich konnten seit 1984, d. h. seit dem Be- 
ginn der Einführung des schadstoffarmen Pkw die Schadstoff- 
emissionen im Verkehrsbereich abgesenkt werden {Angaben für 
Stickoxide, Kohlenwasserstoffe, Kohlenmonoxid, Kohlendioxid)? 

Für den Fall, daß es bisher zu keiner Absenkung kam: Warum 
nicht, und wann ist voraussichüich mit einer Absenkung zu rech- 
nen? 


Das „Gesetz über steuerhche Maßnahmen zur Förderung des 
schadstoffarmen Personenkraftwagens" vom 22. Mai 1985 ist am 
1 . Juh 1985 in Kraft getreten. Damit wurde der schadstoffarme Pkw 
eingeführt. 
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Seit 1984 haben sich die Schadstoffemissionen des Verkehrs nach 
Berechnungen des Umweltbundesamtes wie folgt entwickelt: 


in { 1000 t) 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

CO 

Verkehr insgesamt 

6740 

6320 

6 590 

6540 

6500 

6180 

davon 

Pkw 

6270 

5 840 

6110 

6 060 

6010 

5 680 

davon 

Nutzfahrzeuge 

120 

120 

130 

130 

140 

140 

HC 

Verkehr insgesamt 

1260 

1240 

1290 

1310 

1300 

1270 

davon 

Pkw*) 

1060 

1030 

1070 

1090 

1080 

1030 

davon 

Nutzfahrzeuge 

100 

100 

100 

110 

110 

120 

NOx 

Verkehr insgesamt 

1670 

1700 

1780 

1800 

1850 

1840 

davon 

Pkw 

990 

1010 

1060 

1070 

1090 

1050 

davon 

Nutzfahrzeuge 

460 

480 

500 

520 

540 

570 

Partikel 

Verkehr insgesamt 

61 

63 

66 

67 

67 

69 

davon 

Pkw 

12 

13 

14 

15 

14 

13 

davon 

Nutzfahrzeuge 

34 

35 

37 

38 

39 

42 


* ) einschließlich Kraftstoffverteilung und V erdunstungsemissionen 


Seit 1988 wirkt sich die Einführung schadstoffreduzierter Pkw in 
einer Minderung der Gesamtschadstoffemissionen des Verkehrs 
aus. 


b) Wird die Immissionsbelastung durch Stickstoffoxid und Benzol in 
den Ballungsräumen der Bundesrepublik Deutschland flächen- 
deckend erhoben? 

In welchen Ballungsräumen wurden 1988 und 1989 die Grenz- 
und Leitwerte der Richtlinie 85/203/EWG für Stickoxid gelegent- 
lich bzw. nicht nur gelegentüch überschritten? 

In welchen Ballungsräumen wurden 1988 und 1989 die Immis- 
sionswerte der TA Luft für Stickoxid und Kohlenmonoxid über- 
schritten? 


NO 2 wird in einer Reihe von Ballungsräumen im 4 X 4-km-Raster 
kontinuierlich im Rahmen der dortigen Meßnetze, in anderen Bal- 
lungsräumen diskontinuierhch im Rahmen von Stichprobenmes- 
sungen überwacht. Diese Messungen können zumindest in gewis- 
sem Umfang den Anspruch der Flächendeckung erheben. Gezielte 
Messungen an den Hauptbelastungen (Hauptverkehrsstraßen) 
wurden nur vereinzelt vorgenommen. Eine Ausweitung ist im 
Gang. 

Benzol wird in wesentlich geringerem Umfang gemessen als NO 2 
und wenn, dann hauptsächlich im Rahmen von Stichproben- und 
Sondermeßprogrammen, 

Die Beurteüung, in welchen Ballungsräumen die Grenzwerte der 
EG überschritten werden, fällt wegen der dargesteUten Überwa- 
chung schwer. Die Grenzwerte sind auf das Kalenderjahr bezogen, 
gelegentüche punktuelle Überschreitungen des EG-Grenzwertes 
sind in den letzten beiden Jahren aus Frankfurt, Mainz (1988) und 
Köln (1989) bekannt geworden, wobei die Daten von 1989 bislang 
nur teilweise vorüegen. In folgenden Orten wurden die Leitwerte 
vereinzelt erreicht oder überschritten: Mannheim, Karlsruhe, 
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Stuttgart, Augsburg, München, Frankfurt, Hanau, Ludwigshafen, 
Mainz, Trier, Gelsenkirchen, Leverkusen und Dortmund. 

Die TA Luft enthält keine Immissionswerte für Stickstoffmonoxid 
(NO), sondern nur für Stickstoffdioxid (NO 2 ). DerIW2 (kurzfristiger 
Immissionswert) isUdabei zahlenmäßig identisch mit dem EG- 
Grenzwert, der IWl (Immissions wert Jahresmittel) von 80 [xg/m^ als 
Jahresmittel ist weniger streng als der EG-Leitwert. Überschrei- 
tung des IWl waren nur in Augsburg und Köln zu verzeichnen. 


c) Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung eingeleitet, 
um auch im Verkehrsbereich zu einer Absenkxmg der C02-Emis- 
sionen zu kommen? 

Wann rechnet die Bimdesregienmg mit nennenswerten Erfolgen? 

Plant die Bimdesregierung die Einführung einer C02-Abgabe 
auch für Autofahrer? 


Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP zum Thema „Umwelt und 
Auto“ zu den Fragen La 13, 16 und 22. 


d) Worauf führt die Bundesregierung zurück, daß noch immer 
(Stand: November 1989) ein Drittel aUer benzinbetriebenen Pkw 
xmd zwei Drittel aller Diesel- Pkw nicht nach Anlage XXIII zuge- 
lassen werden, d. h. nicht den strengen US- Auf ordenuigen bezüg- 
lich Schadstoffniveau, Langlaufgarantie, Rückhaltung der Ver- 
dampfimgsemissionen xmd Emissionsminderung auch bei höhe- 
ren Geschwindigkeiten entsprechen? 


Durch das „Gesetz zur Verbesserung der steuerhchen Förderung 
schadstoffarmer Personenkraftwagen“ vom 22. Dezember 1989 
konnte der Anteü der neuzugelassenen Pkw mit Ottomotor nach 
Anlage XXIII StVZO auf 93,4 % (Stand: Juni 90) gesteigert werden. 

Bei den Diesel-Pkw liegt der Anteü der nach Anlage XIII zugelas- 
senen Pkw bei 41,2%. Ein wesenthch höherer Anteü dürfte jedoch 
den Anforderungen entsprechen. Die Zulassung nach EG-Norm 
ermöghcht es dem HersteUer, ohne zusätzliche Abgasprüfung sein 
Fahrzeug in der gesamten EG zu vermarkten. 


e) Nach welchen verschiedenen Abgasvorschriften dürfen derzeit 
(Stand: 1 . Januar 1990) Kfz bis 3,5 1 Gesamtgewicht in der Bxmdes- 
republik Deutschland zugelassen werden, xmd welche Grenz- 
werte (CO, NOx, HC xmd Partikel) sind jeweils entsprechend den 
xmterschiedlichen Vorschriften einzxihalten? 


In der Bundesrepubük Deutschland dürfen Kfz bis zu 3 500 kg Ge- 
samtmasse nur dann zugelassen werden, wenn sie die Abgasvor- 
schriften der EG-Richtlinie 70/220/EWG erfüllen. Die Richtlinie 
wurde zwischenzeitüch mehrfach verschärft und sah zum Stichtag 
1. Januar 1990 für das erstmahge Inverkehrbringen folgende 
Grenzwerte vor: 
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1. Kfz mit einem Hubraum unter 1 400 cm^ 

a) Änderungsrichtlinie 88/76/EWG 

Verfahren: Europa-Test 
Typgrenzwerte: CO = 45g/Prüfung 

HC+NOx = lSg/Prüfung 
NOx == 6g/Prüfung 

b) Änderungsrichtlinie 89/458/EWG 

Verfahren: Europa-Test 
Typgrenzwerte: CO = 19g/Prüfung 

HC+NOx = 5g/Prüfung 

2. Kfz mit einem Hubraum zwischen 1 400 cm^ und 2 000 cm^ 

Änderungsrichtlinie 88/76/EWG 
Verfahren: Europa-Test 
Typgrenzwerte: CO = 30g/Prüfung 

HC+NOx = 8g/Prüfung 

3. Kfz mit einem Hubraum bis zu 2 000 cm^ 


Änderungsrichtlinie 83/351 /E W G 
Verfahren: Europa-Test 
Typgrenzwerte : 


Bezugsmasse 

CO 

HC+NOx 

Pr (kg) 

(g/Prüfung) (g/Prüfung) 

Pr<1020 

58 

19,0 

1020<Pr<1250 

67 

20,5 

1250<Pr<1470 

76 

22,0 

1470<Pr<1700 

84 

23,5 

1 700 < Pr <1930 

93 

25,0 

1930<Pr<2150 

101 

26,5 

2 150 < Pr 

110 

28,0 


4. Kfz mit einem Hubraum von mehr als 2 000 cm^ 

Änderungsrichtünie 88/76/EWG 
Verfahren; Europa-Test 
Typgrenzwerte: CO = 25 g/Prüfung 

HC+NOx = 6,5g/Prüfung 

NOx = 3,5g/Prüfung 

5. Kfz mit einem Hubraum von mehr als 1 400 cm^ 

Änderungsrichtlinie 88/76/EWG 
Verfahren: US-Test 

Typgrenzwerte: CO = 2,llg/km 

HC = 0,25 g/km 

NOx = 0,62 g/km 
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f) Ist der Bundesregierung ein Vorschlag der EG-Kommission be- 
kannt (zitiert in VWD Europa 22. Dezember 1989), in dem diese 
eine Vereinheitlichung der Abgaswerte für Kfz aller Hubraum- 
klassen auf der Basis folgender Grenzwerte vorsieht: 


— Betrieb serlaubnisverf ähren 
Partikel: 

— Übereinstimmung der Produktion 
Partikel: 


CO: 2,72 g/km 

HC + NOx: 0,97 g/km 
0,19 g/km 

CO: 3,16 g/km 

HC + NO^: 1,13 g/km 
0,24 g/km 


Wie bewertet die Bimdesregierung diesen Vorschlag, insbeson- 
dere im Vergleich zu den Vorschriften der Anlage XXIII StVZO 
und eventueller US-Äquivalenz? 


Der Vorschlag der EG-Kommission ist der Bundesregierung be- 
kannt. Die geplante schnelle Verabschiedung und Übernahme in 
nationales Recht bis zum 1. Januar 1991 wird begrüßt. 

Positiv zu bewerten sind prinzipiell die Einführung des neuen euro- 
päischen Fahrzyklus, der bis 120 km/h reicht, sowie die neuen Vor- 
schriften zur Begrenzung der Verdunstungsemissionen und die 
Anforderungen an die Dauerhaltbarkeit. Ein von der Kommission 
in Auftrag gegebenes Meßprogramm zeigt, daß die Grenzwerte für 
die gasförmigen Schadstoffe dem geltenden US-Niveau äquivalent 
sind. Dies gilt nicht für die Partikelgrenzwerte. 

Sie sollten zumindest auf das US-Niveau verschärft werden, um 
den technischen Möglichkeiten moderner Dieselmotoren gerecht 
zu werden. 


g) Mit welchen Vorschlägen für Abgasgrenzwerte für leichte Nutz- 
fahrzeuge über 2,5 Tonnen Gesamtgewicht ist die Bundesregie- 
rung in EG- Verhandlimgen gegangen? 

Wann werden Grenzwerte für diese Fahrzeugklasse in der Bun- 
desrepublik Deutschland eingeführt, und wie werden sie voraus- 
sichtlich aussehen? 


Abgasgrenzwerte für leichte Nutzfahrzeuge mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht über 2,5 t wurden durch die Richtlinien 70/220/ 
EWG (sofern mit Ottomotor) bzw. 83/351/EWG (für solche mit 
Dieselmotor) eingeführt und sind in der letztgültigen Form in der 
Richtlinie 88/436/EWG enthalten. 

Leichte Nutzfahrzeuge sind häufig direkt von Pkw-Modellen ab- 
geleitet, d. h. sie sind abgesehen von Modifikationen an der Karos- 
serie hinsichtlich des Motors, des Getriebes, des Fahrgestells und 
der Bezugsmasse mit in größerer Stückzahl produzierten Pkw-Mo- 
dellen identisch (z. B. Pkw-Kombi ohne Fenster im Laderaum). Die 
Grenzwerte der sogenannten schweren Pkw, d. h. Fahrzeuge mit 
7 bis 9 Plätzen oder mehr als 2,5 t zulässigem Gesamtgewicht, die 
zur Zeit den Grenzwerten der ECE Regelung 15/04 unterliegen, 
sollen an den Stand der Technik angepaßt werden. 

Die alternativ mögliche Prüfung von leichten Nutzfahrzeugen mit 
Dieselmotor nach Richtlinie 88/77/EWG (13-Stufen-Test für Nutz- 
fahrzeugmotoren) ist aus ähnlichen Gründen abzulehnen, da die 
dort vorgesehenen Grenzwerte auf die gegenüber Pkw-Motoren 
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weniger fortgeschrittene Schadstof fminderungstechnik großer 
direkteinspritzender Nutzfahrzeugmotoren ausgelegt sind. Außer- 
dem enthält die Richtlinie 88/77/EWG bis auf weiteres noch keinen 
Partikelgrenzwert. 

Mit entsprechenden Vorschlägen ist die Bundesregierung bereits 
in die EG-Verhandlungen gegangen und wird diese in der Diskus- 
sion um die neue Pkw-Richtlinie (siehe Frage If) weiter verfolgen. 


h) Wann werden die Typ-spezifischen Abgaswerte im Kraftfahr- 
zeugschein eingetragen? 

Sollte dies nicht geplant sein, warum nicht? 


Die im Kraftfahrzeugschein eingetragenen Daten dienen zur Iden- 
tifizierung des Fahrzeugs bzw. zur Beschreibung nachprüfbarer 
technischer Eigenschaften des Fahrzeugs, deren Einhaltung durch 
ein einfaches Prüfverfahren erfolgen kann. 

Diese Voraussetzungen sind bei den Abgaswerten nicht gegeben. 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß der Fahrzeugschein erst nach 
dem Fahrzeugkauf ausgestellt wird, so daß die eingetragenen Ab- 
gaswerte keinen Einfluß mehr auf die Kaufentscheidung zugunsten 
eines umweltfreundlichen Modells haben. Daher ist eine Eintra- 
gung der Abgaswerte in den Kraftfahrzeugschein nicht geplant. 

Die Bundesregierung ist sich des gestiegenen Interesses der Öffent- 
lichkeit an verläßlichen Daten zur Beurteüung der Umweltverträg- 
hchkeit bewußt. Die dem Kraftfahrt-Bundesamt vorhegenden In- 
formationen über die Abgasemissionswerte von Kraftfahrzeugen 
sollen dem Bürger zur Verfügung gestellt werden, um so die Kauf- 
entscheidung zugunsten eines umweltfreundlichen Modells zu er- 
leichtern. 

Die Veröffenthchung dieser Werte wird zur Zeit vorbereitet. 


i) Welches sind heute die durchschnittlichen Abgas-Emissionswerte 
eines KAT-Fahrzeugs bzw. eines Diesels bei einem Tempo klei- 
ner als 90 km/h (Landstraße) bzw. bei einem Tempo größer als 
120 km/h (schnelle Autobahnfahrt) (jeweils einen Durchschnitts- 
wert für Mittelklassefahrzeuge und Fahrzeuge der gehobenen 
Klasse)? 


Im Aufträge des Umweltbundesamtes werden derzeit Emissions- 
faktoren (durchschnittliche Abgas-Emissionen) für den Bestand an 
Pkw mit Katalysator und für den aktuellen Diesel-Pkw-Bestand er- 
mittelt. Daher können hier noch keine abschheßenden Werte an- 
gegeben werden. Insbesondere ist eine Aufteüung in Mittelklasse- 
und Oberklassefahrzeuge nicht möghch, bei Fahrzeugen mit gere- 
geltem Katalysator auch nicht sinnvoll. 

Mit diesen Einschränkungen können folgende Bandbreiten für die 
Emissionen angegeben werden (jeweils angegeben in g Schadstoff 
j e gefahrenen km) : 
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CO HC NOx Partikel 


Landstraße 

PkwmitG-Kat 0, 2-2,0 0,05-0,25 0, 1-0,8 - 

Diesel-Pkw 0, 1-2,0 0,05-0,6 0,3-1, 6 0,05-0,3 


Autobahn 

PkwmitG-Kat l,0-5,0 0,02-0,2 0,1-1, 0 - 

Diesel-Pkw 0,2-2,0 0,01-1,5 0,5-2,0 0,l-0,4 


k) Welches sind die durchschnittlichen Abgaswerte eines „Trabbi" 
bzw. eines „Wartburg"? 


Im Auftrag der Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umweltschutz wurden im Winter 1989/90 mehrere Trabant- 
und Wartburgfahrzeuge hinsichthch Ihrer Abgasemissionen ver- 
messen. Auf der Grundlage dieser und älterer Untersuchungen 
können folgende Abgasemissionswerte angegeben werden (in g 
Schadstoff je gefahrenen km) : 



CO 

HC 

NO, 

Trabant 

Stadtverkehr 

30 

18 

0,2 

Außerortsverkehr 

15 

8 

1,0 

Wartburg 

Stadtverkehr 

15 

15 

0,2 

Außerortsverkehr 

5 

5 

0,8 


1) Wie werden sich die Lkw- Abgasemissionen bis 1995 und bis 2000 
entwickeln? 


Im Straßengüterverkehr sind momentan hohe Zuwachsraten zu 
verzeichnen. Zudem erscheint für die Zukunft die Annahme eines 
durch den EG-Binnenmarkt verstärkten Anstieges der Transport- 
leistung gerechtfertigt. Dies wirkt sich stark auf die besonders 
emissionsrelevanten Autobahnfahrleistungen von Nutzfahrzeu- 
gen aus. 

Unter der Annahme, daß der jüngste Vorschlag der EG-Kommis- 
sion zur Verschärfung der Nutzfahrzeuggrenzwerte (9 g NOx/kWh 
imd 0,4-0, 7 g Partikel/kWh für alle Motoren in Abhängigkeit von 
der Motorleistung ab 1. Januar 1993 sowie 7 g NOx/kWh und 
0, 2-0,3 g Partikel/kWh für alle Motoren ab 1. Oktober 1997) auch 
realisiert wird, dürften sich die Nutzfahrzeugemissionen in der 
Bundesrepubhk Deutschland (Einfluß der deutsch-deutschen Eini- 
gung ist nicht berücksichtigt) nach Prognosen*) des Umweltbun- 
desamtes wie folgt entwickeln: 


• ) Bei den Nutzfahrzeugen wird ein Anstieg der Fahrleistungen auf Bundesauto- 
bahnen von jährhch 3% von 1988 und von jährhch 2% von 1998 bis 2005 unter- 
stellt. Auf den übrigen Straßen wird mit einem Anstieg der Fahrleistungen für 
Nutzfahrzeuge von 0,5% jährhch von 1988 bis 2005 gerechnet. 
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in [ 1000 1] 

1985 

1989 

1998 

2005 

CO 

120 

140 

150 

140 

HC 

100 

120 

130 

130 

NOx 

480 

570 

630 

540 

Partikel 

35 

42 

41 

32 


m) Ist noch 1990 mit der bereits seit langem angekündigten Absen- 
kimg der Lkw-NOx- Abgaswerte auf 7 g/kWh in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu rechnen? 

Wenn nein, warum nicht? 


Ziel der Bundesregierung ist die Herabsetzung der Grenzwerte 
in zwei Stufen. 1992/93 auf 9 g NOx/kWh und 1995/96 auf minde- 
stens 7 g NOx/kWh. Das zweistufige Vorgehen wurde gewählt, um 
möghchst rasch entsprechend dem Stand der Technik zu einer 
Emissionsminderung zu kommen. Verbunden mit der Herabset- 
zung der Grenzwerte für Stickoxide werden auch die Partikelbe- 
grenzungen verschärft. In der zweiten Stufe wird hierbei auch die 
noch in Erprobung befindhche Partikelfiltertechnik mit berück- 
sichtigt, damit ist ein noch niedrigerer Partikelgrenzwert bei 
gleichzeitig niedrigerem Stickoxidgrenzwert möghch. 


n) Wie hat sich in der Vergangenheit der Leistimgsanstieg bei Lkw 
auf die Abgasemissionen ausgewirkt? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es sinnvoU ist, zur Be- 
grenzung der Lkw-Emissionen an deren Leistung - g/k Wh - anzu- 
knüpfen? 


Bei Nutzfahrzeugen werden - im Gegensatz zu den emissionsbe- 
grenzenden Regelungen für andere Fahrzeuggruppen (Pkw, 
leichte Nutzfahrzeuge, motorisierte Zweiräder) - die Motoren und 
nicht die Fahrzeuge gemessen. Gemessen wird daher der spezifi- 
sche, auf die abgegebene Motorarbeit bezogene Schadstoffausstoß 
in g/k Wh und nicht der absolute Schadstoffausstoß in einem Fahr- 
zyklus (z. B. in g/km). Der Schadstoff ausstoß wird nüt betriebswar- 
mem Motor bei konstanter Motorbelastung in 13 festgelegten sta- 
tionären Betriebspunkten des Kennfelds nach ECE Regelung 49 
bzw. Richtiinie 88/77/EWG gemessen und mit bestimmten Wich- 
tungsfaktoren zum Gesamtergebnis in g/kWh verrechnet. 

Bei einem feststehenden Grenzwert hat dies zur Folge, daß lei- 
stungsstärkere Motoren absolut gesehen eine höhere Schadstoff- 
emission haben dürfen als leistungsschwächere. Dies bedeutet 
aber nicht unbedingt, daß moderne leistungsstarke Motoren 
zwangsläufig zu höheren Schadstoffemissionen führen müssen. 
Vielmehr ermöglichen sie, bei Einhaltung der gesetzhch vorge- 
schriebenen Geschwindigkeitsbegrenzung den Betrieb in einem 
besonders Verbrauchs- und emissionsgünstigen Kennfeldbereich. 


Drucksache 11/8405 
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o) Warum ist die bereits 1987 angekündigte ASU für KAT-bestückte 
Pkw und für Diesel noch immer nicht eingeführt? 

Wie soll in der Prüfung die Wirksamkeit der Abgasminderungs- 
technik nachgewiesen werden? 

Wann wird die ASU für Diesel- und KAT-Fahrzeuge eingeführt? 

SoU dabei die Einhaltung der Grenzwerte geprüft werden, die im 
Zulassungsverfahren nachgewiesen wurden, oder soll ein „Ab- 
schlag gewährt" werden? 


Die Entwicklung einfacher, aussagekräftiger, praxisgerechter und 
allgemein anerkauinter Prüfverfahren konnte wider Erwarten nicht 
in dem vorgesehenen Zeitraum abgeschlossen werden. Dies auch 
deshalb, weil die Expertenmeinungen über die Prüfverfahrensvor- 
schläge uneinheitlich waren. Erst Anfang 1990 gelang es, ein Kon- 
zept für die Weiterentwicklung der Abgassonderuntersuchung zu 
erarbeiten, das grundsätzhch breite Zustimmung fand. 

Die Wirksamkeit der Abgasminderungstechnik soll anhand einer 
Bauteüe- und Wirkungsprüfung beurteüt werden. Im Rahmen die- 
ser Prüfung wird der Kohlenmonoxidgehalt im Leerlauf und im er- 
höhten Leerlauf am Endrohr ermittelt und mit typspezifischen Prüf- 
werten nach Herstellervorgabe verghchen, die bestimmte Höchst- 
werte grundsätzlich nicht übersteigen sollen. 

Die Bundesregierung geht nach derzeitigem Kenntnisstand davon 
aus, daß die Abgassonderuntersuchung für Kraftfahrzeuge mit 
Dieselmotor und für Schadstoff arme Kraftfahrzeuge mit Ottomotor 
nach dem vorgenannten Konzept am 1. Juh 1991 beginnen kann. 
Bedingung dafür ist der erfolgreiche Abschluß der angelaufenen 
und notwendigen Vorarbeiten. Dazu gehören der Praxistest des 
Prüfverfahrens für Fahrzeuge mit geregeltem Dreiwegekatalysator 
sowie die Entwicklung serienreifer, eichfähiger und werkstattaug- 
licher Meßgeräte. 

Die für die Typ- bzw. Serienprüfung geltenden Grenzwerte kön- 
nen nicht Grenzwerte eines Kurztestes sein. Zwischem den Volltest 
für die Typprüfung und einem Kürztest zur Überwachung im Ver- 
kehr befindhcher Kraftfahrzeuge gibt es nämhch - wenn über- 
haupt - nur eine mangelhafte Korrelation. Ziel der jeweüs vorgese- 
henen Bauteüe- und Wirkungsprüfung ist es - losgelöst von den 
geltenden Typ- bzw. Seriengrenzwerten - diejenigen Kraftfahr- 
zeuge zu finden, die infolge falscher Einstellung oder fehlerhaft ar- 
beitender Bauteüe ein schlechtes Abgasverhalten aufweisen. 
Durch Korrektur der Einstelldaten gemäß HersteUervor gaben und/ 
oder Reparatur soUen die Fahrzeuge dann wieder so hergerichtet 
werden, daß sie im Abgasverhalten in etwa das Niveau ihres Neu- 
zustandes erreichen. 
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2. Entwicklung des Energieverbrauchs im Straßenverkehr 

a) Der Energieverbrauch des Straßenverkehrs steigt - anders als der 
Energieverbrauch der übrigen Sektoren - kontinuierlich an. 

Teüt die Bimdesregierung die Auffassimg, daß sich die einstma- 
lige freiwillige Vereinbarung mit der Automobüindustrie über die 
Kraftstof fab Senkung im Verkehrsbereich als Fehlschlag erwiesen 
hat? 

Wenn nein, warum nicht? 

Besteht die freiwillige Vereinbarung noch? 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit dem Verband der Auto- 
mobilindustrie und dem Verband der Kfz-Importeure vereinbart, 
den Kraftstoffverbrauch der neuzugelassenen Pkw (gemessen 
nach DIN) im Zeitraum von 1978 bis 1985 um 15% zu senken. Er- 
reicht wurde eine Absenkung des DIN-Verbrauches um 22,7%. 

Der Verband der Automobüindustrie hat vor kurzem erklärt, daß 
die Automobüindustrie ihren Teil dazu beitragen wird, um zu einer 
deutlichen Reduktion der C02-Emissionen bis zum Jahr 2005 zu 
kommen. 


b) Seit 1976 ist der Durchschnittsverbrauch des Benzin-Pkw mit 10,8/ 
10,9 Litern auf 100 km praktisch konstant geblieben. 

Wird die Bundesregierung Kraftstoffverbrauchsregelungen für 
Pkw imd/oder Lkw einführen, um eine Absenkung des Kraft- 
stoffverbrauchs zu erzielen? 

Wenn ja, welcher Art (Höchstmengen pro 100 km Durchschnitts- 
regelungen etc.) werden diese Verbrauchsregelungen sein? 

Wenn nein, warum nicht? 


Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD - Drucksache 1 1/7603 - vom 23. Juü 1990. 


c) Wie beurteilt die Bundesregierung die US-Flottenverbrauchs- 
regelimgen, die zwischen 1978 imd 1985 eine Absenkung des 
durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs um über dreißig Prozent 
vorschrieben, später jedoch von der Reagan- Administration wie- 
der gelockert wurden? 


Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD - Drucksache 11/7603 - vom 23. Juh 1990. 


d) Wie hoch müssen nach Einschätzung der Bimdesregierung die 
Benzin- und Dieselkraftstoffpreise liegen, damit für den Auto- 
fahrer 

— Anreize zum Energiesparen gegeben werden, bzw. 

— ein weiteres Anwachsen der Gesamtfahrleistung von Pkw ge- 
stoppt wird? 


Nach Auffassung von Experten läßt sich der quantitative Zusam- 
menhang zwischen dem Kraftstoffpreis und der damit verbun- 


11 



Drucksache 11/8405 


Deutscher Bundestag - 1 1. Wahlperiode 


denen Energieeinsparung kaum angeben. Dies liegt in der nach 
wie vor unter Experten strittigen Problematik der „Elastizitäts-Ko- 
effizienten" begründet. Auch ist ein quantitativer Zusammenhang 
zur Gesamtfahrleistung schwer herstellbar. 

Außerdem ist die Höhe der Benzin- und Dieselpreise nur eines von 
mehreren, individuell auch unterschiedlich bewerteten Kriterien, 
um den Autofahrer zur Energieeinsparung und Begrenzung seiner 
gesamten Fahrleistung anzuregen. Ebenso wichtig ist die Fortfüh- 
rxmg der auch schon in der Vergangenheit von der Bundesregie- 
rung geförderten Verbraucheraufklärung über die vom Pkw aus- 
gehenden Emissionen und ihre Auswirkungen auf die Umwelt, 


e) Es gibt verschiedene Prognosen darüber, wie sich das Verkehrs- 
aufkommen - für Pkw imd Lkw - bis zum Jahr 2000 entwickeln 
wird. 

Welche Annahmen über die Entwicklung des Verkehrsaufkom- 
mens legt die Bimdesregierung 

— ihren Entscheidungen bei der Verkehrswegeplammg und 

— ihren Schätzungen zukünftiger Energieverbräuche mid Emis- 
sionsminderungen zugrimde? 


Dem Bundesminister für Verkehr liegen Langfristprognosen mit 
dem Zeithorizont 2000/20 1 0 vor und zwar 

— für den Personennahverkehr von Interplan Consult GmbH, 
München, und vom Institut für angewandte Verkehrs- und 
Tourismusforschung, Heilbronn, 

— für den Güterverkehr von Prognos AG, Basel, und Berater- 
gruppe Verkehr und Umwelt, Freiburg. 

Die nächste Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans wird 
allerdings nicht von diesen, sondern von Verkehrsprognosen für 
Gesamtdeutschland ausgehen, die gegenwärtig erarbeitet wer- 
den. Die Ergebnisse der neuen Prognosen hegen voraussichthch 
Anfang 1991 vor. 


3 . Benzinemissionen/Kraftstoff quaÜtät 

a) Wann wird in der BundesrepubÜk Deutschland der Benzolgehalt 
auf Ein-Volumen-Prozent begrenzt werden? 


Die Bundesregierung hat bei der EG-Kommission einen Verord- 
nungsentwurf zur Begrenzung des Benzolgehaltes auf Ein-Volu- 
men-Prozent notifiziert. Die Kommission prüft diesen Verord- 
nungsentwurf und hat dazu 2 Expertengruppen (Auswirkungen 
auf die Raffinerien, Umweltauswirkungen) unter Beteihgung der 
EG-Mitgliedstaaten eingesetzt. 
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b) Nach Auskunft der Automobilindustrie könnten rund 98 Prozent 
der Pkw bleifreies Benzin fahren. 


Was tut die Bundesregierung, um den Informationsstand der 
Autofahrer über die „Bleifrei "-Möglichkeiten zu heben und den 
Umstieg auf „bleifrei" zu fördern? 


Mit der steuerlichen Begünstigung des bleifreien Benzins und des 
Verbots des Verkaufs von bleihaltigem Normalbenzin hat die Bun- 
desregierung die Grundlage für die rasche Einführung des blei- 
freien Kraftstoffs geschaffen. Darüber hinaus hat sie im Zusam- 
menwirken mit den Automobilclubs, dem Kfz-Handwerk, der 
Automobil- und der Mineralölindustrie mehrere Aufklärungs- 
aktionen durchgeführt, die dazu beigetragen haben, daß sich der 
Anteil an unverbleitem Ottokraftstoff in der Bundesrepublik 
Deutschland innerhalb von fünf Jahren von praktisch 0% auf fast 
70% erhöht hat. Damit liegt die Bundesrepublik Deutschland in 
Europa an der Spitze und hat die Umstellung schneller als die USA 
erreicht. 


c) Welche Technik zur Rückhaltung der Benzin- und Benzoldämpfe 
beim Betankungsvorgang wird die Bundesregierung in der Bun- 
desrepublik Deutschland kurzfristig vorschreiben? 


Wann ist mit einer Entscheidung zu rechnen? 


Siehe hierzu die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP - Drucksache 11/6410 - 
vom 22, Februar 1990 zu Frage I.a 11. und 12. 


d) Teilt die Bundesregierung die Auffassimg, daß es angesichts der 
hohen Immissionsbelastung mit Kohlenwasserstoffen und Benzol 
im Tankstellenbereich und der näheren Wohnumgebung notwen- 
dig ist, möglichst schnell eine Entlastung herbeizuführen, um das 
Gesundheitsrisiko für das dort tätige Personal und für die Anlieger 
zu vermindern? 


Ist es zutreffend, daß Erfolge bei der Minderung der Benzin- und 
Benzolemissionen mit der heute schon verfügbaren Gaspendel- 
technik schneller zu erzielen sind als mit der autoseitigen Lösung, 
dem großen Äktivkohlefüter? 


Siehe hierzu die Antwort der Bimdesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP - Drucksache 11/6410 — 
vom 22. Februar 1990 zu Frage I.a 11. und 12. 


e) Welche Maßnahmen plant die Bimdesregierung, um den Schwe- 
felanteü am Dieseltreibstoff zu senken? 


Siehe hierzu die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP - Drucksache 11/6410 - 
vom 22. Februar 1990 zu Frage I.b 8. 
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f) Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, „schwefelfreien" 
Dieseltreibstoff zu verbilligen entsprechend der Regelung beim 
bleifreien Benzin? 


Die Bundesregierung wartet die Ergebnisse der EG-Verhandlung 
zur Absenkung des Schwefelgehaltes von Dieselkraftstoff ab. 


4. Auto-MüU und - Verschrottung 

a) Wie hat sich der durchschnittliche Kunststoffanteil beim Pkw ent- 
wickelt? 

Wie hoch ist dabei der Anteil solcher Kunststoffe, die nicht wieder- 
verwertbar sind? 

Wie viele verschiedene Arten von Kunststoff sind das? 


Der durchschnitthche Kunststof fanteil deutscher Personenkraft- 
wagen hat sich in den letzten 20 Jahren mehr als vervierfacht. Für 
das Modelljahr 1970 betrug er nach Untersuchungen des Umwelt- 
bundesamtes 30 kg oder 2,9% und stieg auf 125 kg oder 12% im 
Jahr 1989. Die mittleren Zuwachsraten der Kunststoffverwendung 
haben dabei jedoch in letzter Zeit deutlich abgenommen. Im Zeit- 
raum 1970 bis 1975 lagen sie bei 11,6% p.a., 1975 bis 1980 bei 8,2% 
p.a., 1980 bis 1985 bei 7,4% p.a., 1985 bis 1989 bei 3,2% p.a. Für 
1995 gehen die Prognosen für den Kunststof fgehalt von 12 bis 13% 
aus. 

In Kraftfahrzeugen werden danach derzeit ca. 20 bis 30 verschie- 
dene Basis-Kunststoffe verwendet, die jedoch vielfach mit unter- 
schiedhchen Füllstoffen und in der Form von Gemischen, sog. 
Blends, verwendet werden. Derzeit zu verschrottende Pkw enthal- 
ten im Durchschnitt die folgenden Kunststoffe: 


Polyurethan (PUR) 23% 

Polyvinylchlorid (PVC) 22% 

Acrylnitril- Butadien- Styrol- Copolymer/Polystyrol (ABS, PS) 16% 
Polypropylen (PP) 16% 

Polyethylen (PE) 6% 

Polyamide (PA) 6% 

Duroplaste . 3% 

Polymethyl-Methacrylat (PMMA) 2% 

Cellulose- Acetobutyrat (CAB) 1% 

Polyoxymethylen (POM) 1% 

Sonstige 4% 


b) Wie viele T onnen Autoschrott landen j ährÜch auf den Deponien? 

Wie viele Tonnen davon sind nicht- wiederverwendbarer Kimst- 
stoff? 

Wer trägt die Kosten für die Deponierung? 


Bei der Zerkleinerung der Autowracks und des leichten Sammel- 
schrotts in 33 Anlagen (Shredder, Zerdiratoren, Schrottmühlen) 
wurden 1987 1,476 Mio. t Shredderschrott erzeugt; hierzu wurden 
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2 030 Mio. t Eingangsmaterialien zerkleinert, die zu 63% aus Auto- 
wracks und zu 37% aus Sammelschrott bestanden. 

1987 betrug der Gesamtanfall des Shredder-Leichtmülls 530 000 1, 
hiervon sind ca. 400 000 1 der Altautoverwertung zuzuordnen. 

Shredderschrott ist ein wertvoller Rohstoff, er wird nicht deponiert. 
Die Resteisengehalte im Shredder-Leichtmüll hegen weit unter 1 % . 

Der Kunststoff anteil des Shredder- Leichtmülls hegt bei ca. 30%. 
Hiervon wären schätzungsweise 30 bis 40% stofflich verwertbar, 
wenn sie vor der Zerkleinerung demontiert und sortenrein sepa- 
riert worden wären. 

Die Kosten der Deponierung des Shredder-Leichtmülls trägt der 
Shredderbetreiber. 


c) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet, um die 
Deponierimg von Autoschrott zu vermindern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung einer Schrott- 
abgabe? 


Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP - Drucksache 11/6410 - 
vom 22. Februar 1990 zu Fragen III.4 und IIL5. 


d) Wie beurteüt die Bundesregierung die Einführung einer Rege- 
lung, die den Anteü nicht-wiederverwendbarer Materialien bei 
der Automobilherstellung begrenzt bzw. ausschließt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung von der von 
Bundesminister Töpfer bereits angekündigten Rücknahmever- 
pflichtung des Autoschrotts für den Kfz-Hersteller? 


Kraftwagen sind Langzeitgebrauchsgüter, an die sehr unterschied- 
hche - und sich sogar widersprechende - Forderungen gestellt 
werden (z. B. Gebrauchstüchtigkeit, Verkehrssicherheit, geringer 
Kraftstoffverbrauch, reparatur- und verwertungsfreundliche Kon- 
struktionen bzw. Materialien). 

Strenge Vorschriften für den Einsatz wiederverwendbarer Mate- 
riahen, die nur im Rahmen einer EG -Regelung durchzusetzen wä- 
ren, könnten die Aussichten für eine Verminderung der zu depo- 
nierenden Shredderabfälle verbessern. Dazu wären jedoch noch 
geeignete Demontage- und Verwertungstechniken und ein Markt 
für die Sekundärprodukte zu entwickeln. 

Die Bundesregierung prüft alle Maßnahmen, die zu einer mög- 
lichst weitgehenden Verwendung wiederverwertbarer Materia- 
lien im Automobübau führen. 
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5. Straßenbau/Flächenverbrauch 

a) Die Richtlinien zur Anlage von Straßen (RAS) werden durch die 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen erarbei- 
tet. 

Wer arbeitet in dieser Forschungsgesellschaft mit? 

Wer vertritt in diesem Gremium als Institution die Interessen der 
Umwelt? 


In der Forschungsgesellschaft für das Straßen- und Verkehrswesen 
(FGSV) arbeiten Vertreter aus Verwaltung, Wirtschaft und Wissen- 
schaft mit. An der Erstellung der Richtlinie für die Anlagen von 
Straßen (RAS) sind vornehmlich die Straßenbauverwaltungen der 
Länder, kommunale Verwaltungen, der Bundesminister für Ver- 
kehr, die Bundesanstalt für Straßenwesen sowie Hochschulen und 
Ingenieurbüros beteiligt. Umweltbezogene Themen werden unter 
anderem im Arbeitsausschuß „Landschaftsgestaltung", in der 
Kommission „Umwelt und Verkehr" und im Arbeitsausschuß „Im- 
missionsschutz an Straßen" behandelt; Landschaftsplaner und 
Ökologen werden beteiligt. Darüber hinaus wirken fachspezifi- 
sche Institutionen wie beispielsweise die Bundesforschungsanstalt 
für Naturschutz und Landschaftsökologie, der Bundesverband 
Garten, Landschafts- und Sportplatzbau, das Umweltbundesamt, 
die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung und 
Forstplanung NRW sowie der Bund für Umwelt und Naturschutz in 
der FGSV mit. 


b) Auf welche Höchstgeschwindigkeit werden Autobahnkurven auf 
Streckenabschnitten ausgelegt, die keiner Geschwindigkeitsbe- 
grenzung unterworfen werden? 

Auf welche Höchstgeschwindigkeit sind Kurven ausgelegt, für die 
eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 120 km/h gefordert wird? 

Um wieviel billiger würde der Autobahnbau für Höchstgeschwin- 
digkeiten von 120 km/h? 

Um wieviel würde sich der Landschaftsverbrauch pro Strecken- 
kilometer vermindern? 


Der Bemessung von Autobahnen wird nicht eine Höchstgeschwin- 
digkeit, sondern eine Entwurfsgeschwindigkeit zugrunde gelegt. 
Sie orientiert sich an der Geschwindigkeit, die von 85% der unbe- 
hindert fahrenden Pkw bei nasser Fahrbahn gefahren wird. Das 
heißt, bei günstigeren Fahrbedingungen können Autobahnkurven 
mit höheren Geschwindigkeiten befahren werden. Als höchste 
Entwurfsgeschwindigkeit sehen die Richtlmien für die Anlage von 
Straßen 120 km/h vor. Auch bei einer Begrenzung der Höchstge- 
schwindigkeit auf 120 km/h wird aus Sicherheitsgründen eine Ver- 
kleinerung der Kurvenradien nicht für vertretbar gehalten. Daher 
ergeben sich auch keine Verminderungen beim Landschaftsver- 
brauch. 
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c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung eines Lkw- 
Überholverbots auf hochbelasteten Autobahnabschnitten? 


Ein generelles Überholverbot für Lkw auf Autobahnen ist nach An- 
sicht der Bundesregierung nicht geeignet, die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs zu gewährleisten und nennenswerte po- 
sitive Auswirkungen für die Umwelt zu bewirken. 


6. Strategien in der Umweltverkehrspohtik 

a) Die UMK, VMK und die Ministerpräsidenten der Länder haben im 
Frühjahr 1989 die Bunde sregierimg gebeten, Strategien zur Ver- 
minderung der Umweltbelastungen, verursacht durch den Indivi- 
dualverkehr, in den Städten und Gemeinden zu entwickeln. 

Welche Strategien wurden bisher von welchen Ressorts mit wel- 
cher zeitlichen Maßgabe entwickelt? 


Auf der Grundlage der Beschlüsse der UMK, der VMK sowie der 
Ministerpräsidenten der Länder haben der Bundesminister für 
Verkehr und der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit ein dreistufiges Verfahren vereinbart: 

Zunächst soll der Stand der Emissionsbelastung und die voraus- 
sichtliche Entwicklung ermittelt werden. Darauf auf bauend sollen 
umweltschutzorientierte Emissionsminderungsziele festgelegt 
werden und gegründet darauf die Maßnahmen erarbeitet werden. 
Die Arbeiten werden mit Nachdruck vorangetrieben. Der Bundes- 
minister für Verkehr hat im September 1990 ein Strategiekonzept 
für eine umweltfreundliche Verkehrspolitik der 90er Jahre vorge- 
legt. 


b) Welches Ressort hat in der Bundesregienmg die Federführung bei 
Umweltfragen des Verkehrs? 

Gibt es ressortübergreifende Stäbe? 

Welche Ministerien sind darin vertreten? 


Umweltschutz ist integraler Bestandteü der Politik der Bundes- 
regierung. 
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